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IX. Lebenswerte Städte, attraktive Regionen und
bezahlbares Wohnen

6. Lärmschutz und Bürgerbeteiligung

Lärm ist in unserem dichtbevölkerten Land ein großes Problem.

Den durch Mobilität verursachten Lärm wollen wir deutlich reduzieren.

Wir werden die Bürger frühzeitiger bei Verkehrsprojekten beteiligen und eine
Gesamtlärmbetrachtung einführen.

Wir werden ein verkehrsträgerübergreifendes Lärmkonzept erstellen.

Wir wollen die ausreichende Finanzausstattung des Lärmsanierungsprogramms an
Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes sicherstellen.

Wir wollen bei deutlicher Verkehrszunahme auch an Bestandsstrecken der Schiene
und an Fernstraßen in Baulastträgerschaft des Bundes flexibel erhöhte Lärmschutz-
maßnahmen ergreifen.

Der Schienenlärm soll bis 2020 halbiert werden.

Wir setzen uns für das Verbot lauter Güterwagen auch auf EU-Ebene ein.

Das lärmabhängige Trassenpreissystem werden wir weiterentwickeln.

Wir wollen die Forschung, Entwicklung und Markteinführung von innovativen
Lärmvermeidungstechniken sowie von lärmarmen Güterwagen fördern.

In Ergänzung zur Umrüstung von Waggons soll ein Innovationsbonus für die Neuan-
schaffung und den Umbau von Triebwagen und Lokomotiven gewährt werden.
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Bei der Gestaltung von Lärmschutzmaßnahmen im Schienenverkehr sollen
insbesondere die jeweiligen Anforderungen an Sanierungsabschnitte mit besonderer
Bedeutung für die Tourismus- oder Gesundheitswirtschaft berücksichtigt werden.

Wir prüfen zudem, ob das freiwillige Lärmsanierungsprogramm und die
Lärmaktionsplanung nach der EU-Umgebungslärmrichtlinie stärker miteinander
verschränkt werden können.

Wir wollen die Förderung für freiwilligen Lärmschutz an der Schiene erhöhen.

An Bahnstrecken werden weitere Messstationen für ein umfassendes
Lärmmonitoring eingerichtet.

Wir wollen beim Ausbau des Schienennetzes die Bürger frühzeitig beteiligen und ein
strukturiertes Verfahren entwickeln, mit dem das Ergebnis der Bürgerbeteiligung
automatisch dem Deutschen Bundestag vorgelegt wird und der Gesetzgeber die
Möglichkeit erhält, im Einzelfall für das weitere Planungsverfahren über begründete
alternative Trassierungen und über das gesetzliche Maß hinausgehende
Lärmschutzmaßnahmen entscheiden zu können.


